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Nürnberg, den 15.12.2011 

 
 

Berliner Erklärung: Auf halbem Weg stehen 

geblieben  
 

Zur heute vorgestellten „Berliner Erklärung“, einer überparteilichen 
und gesellschaftlichen Initiative für mehr Frauen in Führungs-
positionen der Wirtschaft, erklärt die Bundesarbeitsgemeinschaft 
kommunaler Frauenbüros (BAG): 

 
Eine fraktionsübergreifende Initiative für eine gesetzliche Quote in 
Aufsichtsräten war überfällig, denn es hat sich bestätigt: Freiwillige 

Selbstregulierungen sind nichts als weiße Salbe. Bundesfrauen-
ministerin Kristina Schröder kann den breiten politischen und 
gesellschaftlichen Konsens für eine gesetzliche Quote nun nicht 

länger ignorieren. 
 
Die UnterzeichnerInnen der Berliner Erklärung haben sich für eine 

Quote von nur 30 Prozent in Aufsichtsräten ausgesprochen. Diese 
Forderung ist nur halbherzig, wenig nachvollziehbar und kann nur 
ein erster Schritt sein. Ziel ist die Parität. Ziel ist eine gesetzliche 

Quote auch für die Vorstände. 
 
Positiv werten die Bundessprecherinnen der kommunalen Frauen-

büros, dass flankierende Maßnahmen ergriffen und Sanktionen für 
erforderlich gehalten werden, falls die Quote nicht erreicht wird. 
Bedauerlich ist allerdings, dass mögliche Sanktionen nicht  genannt 

werden.  
 
Ein namentliches Bekenntnis zur Quote reicht nicht aus. Jetzt 

müssen den Worten auch Taten folgen. Jetzt dürfen sich die 
unterzeichnenden Abgeordneten einer parlamentarischen Initiative 
nicht länger aus Fraktionsdisziplin verweigern. 
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Deutschland hat erhebliche Defizite in Sachen Gleichstellung von 
Frauen und Männern in der Privatwirtschaft und im öffentlichen 
Dienst. Es ist höchste Zeit für eine Quote mindestens für Aufsichts-

ratsgremien und Vorstände börsennotierter Unternehmen. Diese 
Forderung wurde bereits im Mai 2010 auf der 20. Bundeskonferenz 
der kommunalen Frauen und Gleichstellungsbeauftragten in 

Wuppertal (in Anlehnung an die sog. Nürnberger Resolution) 
beschlossen.  
 

 
Ida Hiller und Roswitha Bocklage 
für die Sprecherinnen der BAG  

kommunaler Frauenbüros und Gleichstellungsstellen 
 
 
 
 
 
 
 

 


